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Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie, mit 
der die Verordnung über die Durchführung des Bundesgesetzes über die li-
nienmäßige Beförderung von Personen mit Kraftfahrzeugen (Kraftfahrlinien-
gesetz) (Kraftfahrliniengesetz-Durchführungsverordnung – KflG-DV) geändert 
wird 

 

 

In § 2 Kraftfahrliniengesetz-Durchführungsverordnung (KflG-DV) ist das genaue Aussehen 

und die genaue Art der Darstellung des in § 34 KflG normierten Haltestellenzeichens festge-

legt (gelb, grünumrandeter Kreis mit einem grünen „H“ in der Mitte). Nun soll in § 2 ein neuer 

Absatz 6 angefügt werden. Gemäß dem vorliegenden Entwurf kann die zuständige Konzessi-

onsbehörde in Zukunft für Haltestellen im Stadtgebiet Ausnahmen von den Anforderungen der 

Absätze 1 bis 4 genehmigen, wenn das alternativ zu verwendende Haltestellenzeichen 

ebenso gut sichtbar und eindeutig erkennbar ist, wie beispielsweise das Piktogramm eines 

Autobusses. Als Argument für diese Änderung wird angeführt, dass TouristInnen mit den be-

stehenden Haltestellenzeichen Probleme haben können, Busstationen zu erkennen. Außer-

halb der Stadtgebiete bleibt die Verpflichtung zur Verwendung des „gelb-grünen H“ als Halte-

stellenzeichen aufgrund des hohen Bekanntheits- und Erkennungsgrades vor allem im ländli-

chen Raum bestehen. 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) gibt zu bedenken, dass es bereits aufgrund der geltenden 

Rechtslage möglich ist, Haltestellen in Städten mit einem zusätzlichen Schild, wie beispiels-

weise einem Piktogramm eines Autobusses, zu kennzeichnen. Dem Bedürfnis ortsfremder 

Personen könnte daher bereits durch die Verwendung eines zusätzlichen Schildes Rechnung 

getragen werden, ohne dass es einer Änderung der KflG-DV bedarf. Die Anbringung eines 

zusätzlichen Schildes bei Bedarf wäre zudem auch im Interesse der in Österreich ansässigen 
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Bevölkerung nach Beibehaltung eines einheitlichen Haltestellenschildes mit Wiedererken-

nungswert innerhalb und außerhalb der Städte. 

 

Die BAK ersucht daher in der KflG-DV anstelle des vorgeschlagenen Alternativhaltestellenzei-

chens in § 2 Abs 6 in den Städten ausdrücklich ein zusätzliches Haltestellenzeichen zu er-

möglichen.  
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